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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 3161 vom 15. November 2019 
der Abgeordneten Alexander Langguth, Frank Neppe und Marcus Pretzell   FRAKTIONSLOS 
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Verstöße gegen das Tierschutzgesetz in Verbindung mit Tierversuchen in Nordrhein-
Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Gemäß der Zuständigkeitsverordnung Tierschutz Nordrhein-Westfalen ist das Landesamt für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz die zuständige Behörde zur Genehmigung von 
Versuchsvorhaben. Jene sind dann zu genehmigen, wenn unter anderem die Einhaltung der 
Vorschriften zur Schmerzlinderung und Betäubung von Tieren, zur Vermeidung von 
Schmerzen, Leiden und Schäden nach Erreichen des Zwecks des Tierversuches sowie zu 
Verhinderung des Todes eines Tieres unter der Versuchseinwirkung erwartet werden kann. 
Zudem müssen der verantwortliche Leiter des Versuchsvorhabens und sein Stellvertreter die 
erforderliche fachliche Eignung haben und es dürfen keine Tatsachen vorliegen, aus denen 
sich Bedenken gegen ihre Zuverlässigkeit ergeben.  
 
2017 wurde an der Universität Münster, welche vom Land NRW getragen wird, eine nicht 
genehmigte Anlage mit Versuchsmäusen entdeckt. Zehn Jahre lang bestand die illegale 
Anlage. Aufmerksam hierauf wurde die Medizinische Fakultät durch einen anonymen 
Hinweis.1 Die Veterinärbehörde habe eindeutige Symptome festgestellt, die auf länger 
anhaltende, erhebliche Schmerzen und Leiden hinwiesen und ging davon aus, dass es zu 
erheblichen Verstößen gegen den Tierschutz kam.2 Die Mitarbeiter des Labors wurden 
lediglich ermahnt und bis zum Abschluss des Hauptverfahrens darf die verantwortliche 
Wissenschaftlerin weiter forschen.3 
 

                                                
1 Vgl. https://taz.de/An-der-Uni-Muenster/!5424308/ (abgerufen am 14.11.2019) 
2 Vgl. https://www.spiegel.de/lebenundlernen/uni/uni-muenster-forscherin-darf-nach-strafanzeige-
wieder-tierversuche-machen-a-1230329.html (abgerufen am 14.11.2019) 
3 Vgl. Ebd. und https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/ueberwachung-tierversuche-uni-
muenster-100.html (abgerufen am 14.11.2019) 
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https://www.spiegel.de/lebenundlernen/uni/uni-muenster-forscherin-darf-nach-strafanzeige-wieder-tierversuche-machen-a-1230329.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/ueberwachung-tierversuche-uni-muenster-100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/ueberwachung-tierversuche-uni-muenster-100.html
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Beim Geben von Hinweisen nehmen die Hinweisgeber teilweise erhebliche persönliche 
Risiken in Kauf. Systeme, die Vertraulichkeit gewährleisten, können Beschäftigte bei der 
Hinweisgabe schützen. Vor allem Personen, die einen Hinweis außerhalb ihrer Organisation, 
z. B. bei einer Behörde, platzieren wollen, sind nach Ansicht von Transparency International 
unzureichend geschützt.4   
 
 
Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz hat die Kleine 
Anfrage 3161 mit Schreiben vom 10. Dezember 2019 namens der Landesregierung im 
Einvernehmen mit der Ministerin für Kultur und Wissenschaft beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung  
 
 
1.  Mittels welcher Maßnahmen überprüft das Land NRW, ob die Vorgaben zur 

Genehmigung von Versuchsvorhaben gemäß § 8 Tierschutzgesetz auch 
eingehalten werden? 

 
Entsprechend § 1 der Zuständigkeitsverordnung Tierschutz Nordrhein-Westfalen (ZustVO 
Tierschutz NRW) ist die Kreisordnungsbehörde die zuständige Behörde für die Aufsicht von 
Einrichtungen, in denen Tiere für Tierversuche gehalten bzw. in denen Tierversuche 
durchgeführt werden. Diese Einrichtungen sind entsprechend den Vorgaben des 
Tierschutzgesetzes risikoorientiert mindestens alle drei Jahre zu kontrollieren. Die 
Einrichtungen, in denen Primaten gehalten werden, sind gemäß den Vorgaben des 
Tierschutzgesetzes mindestens einmal im Kalenderjahr zu kontrollieren. Im laufenden 
Kalenderjahr 2019 hat die zuständige Behörde in den Primaten-haltenden 
Tierversuchseinrichtungen der Rheinischen-Wilhelms-Universität Münster und der Firma 
Covance Preclinical Services GmbH insgesamt 22 Kontrollen durchgeführt. 
 
Im Rahmen der Kontrollen werden die Qualifikation des Personals, die Genehmigung der 
entsprechenden Räumlichkeiten, die Hygienestandards sowie die Handhabung und 
Unterbringung der Tiere, die Einhaltung der Haltungsvorgaben sowie, im Falle von 
Tierversuchen, die Einhaltung der Vorgaben der Genehmigung überprüft. Die Überprüfung 
umfasst unter anderem eine Kontrolle des Zustandes und die Nämlichkeit der Tiere, die 
korrekte Durchführung der Eingriffe sowie die korrekte Durchführung der Analgesie. Ebenso 
wird kontrolliert, ob der Versuch bei Erreichen der definierten Abbruchkriterien rechtzeitig 
abgebrochen wurde. 
 
 
2.  Wie viele Hinweise und Informationen auf Verstöße gegen den Tierschutz in 

Verbindung mit Tierversuchen wurden der Landesbehörde in den vergangenen 
zehn Jahren durch Forscher, Hochschulmitarbeiter, Veterinärwesen etc. 
gemeldet? 

 
Hierzu liegen der Landesregierung keine detaillierten Informationen vor. Die Hinweise werden 
zahlenmäßig nicht erfasst.  
 
 

                                                
4 Vgl. https://www.transparency.de/themen/hinweisgeberschutz/ (abgerufen am 13.11.2019) 

https://www.transparency.de/themen/hinweisgeberschutz/
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3.  Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung über Verstöße innerhalb der 
vergangenen zehn Jahre gegen das Tierschutzgesetz in Verbindung mit 
Tierversuchen in NRW vor? 

 
Die Richtlinie 2010/63/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 
2010 zum Schutz der für wissenschaftliche Zwecke verwendeten Tiere wurde durch die 
Tierschutz-Versuchstierverordnung am 1.08.2013 in nationales Recht umgesetzt und ist am 
13.08.2013 in Kraft getreten. 
Gemäß Artikel 54 dieser Richtlinie hatten die Mitgliedstaaten der Kommission für die Jahre 
2014 – 2017 u.a. zu festgestellten Verstößen und den eingeleiteten Maßnahmen zu berichten. 
Im Rahmen dieser Berichtspflicht wurden für die Jahre 2014 bis 2017 seitens der 
Kreisordnungsbehörden Nordrhein-Westfalens insgesamt 93 Verstöße gemeldet.  
 
 
4.  Welche Auswirkungen hatten die Hinweise und Informationen aus Frage 2 auf 

spätere Genehmigungen von Tierversuchsvorhaben der entsprechenden Labore 
und Forscher? 

 
Sofern Hinweise und Informationen über Verstöße gegen tierschutzrechtliche Vorgaben 
vorliegen, wird dem seitens der zuständigen Behörden nachgegangen. Behördlich 
festgestellte Verstöße werden abgestellt und entsprechend geahndet. 
Grundsätzlich werden die am Versuch beteiligten Personen, insbesondere Antragsteller, 
Leiter, Stellvertreter und Durchführende hinsichtlich ihrer Qualifikation und Zuverlässigkeit 
geprüft. Behördliche Erkenntnisse über festgestellte Verstöße gegen das Tierschutzgesetz 
aus vorhergehenden Versuchsgeschehen werden dabei entsprechend berücksichtigt.  
 
 
5.  Mittels welcher Systeme stellt die Landesregierung an den vom Land NRW 

getragenen Hochschulen einen möglichst hohen Hinweisgeberschutz sicher? 
 
Es gibt keine hochschulspezifischen Vorschriften zum Hinweisgeberschutz. Dem Ministerium 
für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen liegen keine Erkenntnisse vor, 
dass Hochschulen mit Hinweisen nicht vertrauensvoll umgehen. 
 
 


